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2. Ausgabe 2013

Wer die neue Bundesregierung stellt, kann uns 
nicht egal sein. Wir wollen einen Politikwechsel. Die 
Spaltung des Arbeitsmarktes, die Ausweitung pre-
kärer Arbeit, Niedriglöhne und miese Arbeitsbedin-
gungen müssen aufhören. Die Parteien sind gefor-
dert, wieder Politik für die arbeitenden Menschen 
zu machen. Spätestens nach 
der Bundestagswahl müssen 
ein einheitlicher gesetzlicher 
Mindestlohn, die Stärkung der 
Tarifautonomie, der Ausbau 
der Mitbestimmung, die Be-
kämpfung prekärer Beschäf-
tigung und gleicher Lohn für 
gleiche Arbeit Wirklichkeit in 
diesem Lande werden.

Die derzeitige Situation ist in-
akzeptabel. Deutschland hat 
inzwischen den größten Niedriglohnsektor in Eu-
ropa. Nach drei Jahrzehnten neoliberaler Deregu-
lierung ist der Arbeitsmarkt tief gespalten, Arbeit-
nehmerrechte wurden beschnitten  und prekärer 
Beschäftigung wurde massiv gefördert.

In vielen europäischen Ländern wird die Krise 
missbraucht, um den sozialen Schutz für die Be-
schäftigten zu verschlechtern oder Regeln zu lo-
ckern oder ganz abzuschaffen. Angriffe auf die 
Tarifautonomie, die Löhne oder den Kündigungs-
schutz sind an der Tagesordnung.

Mit Niedriglöhnen nimmt die 
Erwerbsarmut und mit ihr die 
Altersarmut zu. Die Spaltung 
des Arbeitsmarktes führt zu 
Verschlechterungen in vielen 
Bereichen. Gesundheitsgefähr-
dende Arbeitsbedingungen 
werden hingenommen. Die 
hohe Jugendarbeitslosigkeit in 
vielen europäischen Ländern 
zerstört den gesellschaftlichen 
Zusammenhalt. 

Diese Herausforderungen können nur durch klare 
Regeln zum Schutz der Beschäftigten gemeistert 
werden. Wir fordern daher von den Parteien:
Fortsetzung auf Seite 4.

Tarifrunde 2013
Einzelhandel NRW

Sie ist noch
nicht vorbei!
 
Wieder einmal...

...	 mangelt es den Arbeit-
gebern an Wertschätzung 
für die Leistung der Be-
schäftigten.

...	 sollen die Beschäftigten 
für Probleme bezahlen, die 
sich die Arbeitgeber selbst 
organisiert haben.

...	 wollen die Arbeitgeber 
über die Zeit ihrer Be-
schäftigten frei verfügen 
können.

...	 wollen die Arbeitgeber 
mühsam erkämpfte Tarif-
regelungen aushebeln.

...	 wollen die Arbeitgeber 
die Belegschaften spalten.

...	 werden wir kämpfen 
müssen!

Mehr dazu auf den folgenden 
Seiten.

Bundestagswahl 22. September 2013

Wählen gehen
Kolleginnen und Kollegen!

„Im Fernsehen sagen sie, dass 
die Staatsschulden in vielen Län-
dern durch die Finanzkrise auf ein 
Rekordhoch gestiegen sind. Erst 
verzocken sich Spekulanten an 
den Börsen, dann retten die Staa-
ten die Banken vor dem Ruin und 
die Steuerzahler müssen das nun 
alles bezahlen? Es wird Zeit, dass 
die zur Kasse gebeten werden, 
die das auch verursacht haben.“

Landesfachbereich
Handel NRW



Noch immer warten die Einzelhandels-
beschäftigten in NRW auf eine faire 
Honorierung ihrer Leistung durch eine 
akzeptable Tariferhöhung. Doch ein sol-
ches Ergebnis scheitert bislang an der 
Haltung des Handelsverbandes.
 
Wieder einmal mangelt es den Arbeitge-
bern an Wertschätzung für die Leistun-
gen der Beschäftigten.
2,5 % mehr ab 1.8.2013 (= 3 Nullmonate) bieten 
uns die Einzelhandelsarbeitgeber an. Dies aber 
nur, wenn ver.di gleichzeitig massive Verschlechte-
rungen im Manteltarifvertrag und bei der Bezah-
lung von Auffüllkräften und KassiererInnen akzep-
tiert. Das ist so nicht hinnehmbar. 

Traditionell wird in unserem Land in Branchen 
mit hohem Frauenanteil schlechter bezahlt, als 
in Branchen, in denen überwiegend Männer be-
schäftigt werden. Mit diesem Erbe leben wir im 
Einzelhandel seit es unsere Tarifverträge gibt. In 
den 1990-er Jahren konnten wir die Abstände zu 
den anderen Tarifbereichen auch ein wenig ver-
kürzen. Seit etwa 10 Jahren wächst der Abstand 
z. B. zur Metallindustrie aber wieder.

In diesem Jahr haben die Tarifabschlüsse in fast 
allen großen Branchen mindestens eine Drei vor 
dem Komma. Die Arbeitgeber im Einzelhandel 
wollen offensichtlich ihre Beschäftigten von der 
allgemeinen Lohnentwicklung weiter abkoppeln. 
Dagegen müssen wir uns wehren.

Wieder einmal sollen die Beschäftigten 
für Probleme bezahlen, die sich die Ar-
beitgeber selbst organisiert haben.
Bis zur Jahrtausendwende waren die Tarifverträ-
ge im Einzelhandel „allgemeinverbindlich“. Das 
bedeutet, dass alle Beschäftigten in allen Einzel-
handelsbetrieben die tariflichen Leistungen als 
Mindestbedingungen geltend machen konnten. In 
den Jahren 2000 bis 2003 betrieben die Handels-
verbände aktiv eine Politik, die die Allgemeinver-
bindlichkeit beendete. Darüber hinaus führten sie 
die Verbandsmitgliedschaft „ohne Tarif (OT)“ ein.

Die Folge war, dass sich nun die Einzelhandelsun-
ternehmen auch noch Konkurrenz mit Dumping-
Löhnen machen. Sittenwidrige Bezahlung hat 
Einzug in den Einzelhandel gehalten. Auch tarif-
gebundene Arbeitgeber arbeiten inzwischen mit 
Leiharbeitskräften und mit Werkvertragsunterneh-
men, die inakzeptable Löhne zahlen. Inzwischen 
stellen immer mehr Gerichte fest, dass hier sitten-
widrige Bezahlung und Schein-Werkverträge an 
der Tagesordnung sind. Die Unternehmen laufen 
Gefahr, für ihre miese Praxis gerichtlich belangt zu 
werden. 

Nun plötzlich sollen wir diese miese Praxis per Ta-
rifvertrag legalisieren. Wir sollen insbesondere für 
die Auffülltätigkeiten Stundenlöhne um die 8,50 € 
akzeptieren. 

Nach unserem Tarifvertrag erhalten z. B. Auffüller 
im Lebensmittel-Einzelhandel in der Lohngruppe 

II b einen Stundenlohn von 12,33 e. Bei Vollzeit 
in einer 37,5-Stunden-Woche bedeutet das einen 
Brutto-Monatslohn von 2003,00 e. In der Steu-
erklasse I sind das 1348,38 e Netto im Monat. 
Das ist wahrlich nicht zu viel für diese körperlich 
schwere Arbeit. Die Arbeitgeber wollen dafür zu-
künftig 1385,50 e im Monat zahlen. Das wären 
Netto 1023,12 e - damit kann man in Städten wie 
Köln oder Düsseldorf kaum ein selbstständiges Le-
ben finanzieren. Wir empfehlen den Arbeitgebern 
einen Blick in die Verfassung des Landes NRW. 
Dort heißt es in Artikel 24 (2): „Der Lohn muss 
der Leistung entsprechen und den angemessenen 
Lebensbedarf des Arbeitenden und seiner Familie 
decken.“

Wieder einmal wollen die Arbeitgeber 
über die Zeit ihrer Beschäftigten frei ver-
fügen können.
In kaum einer anderen Branche wird so flexibel 
gearbeitet, wie im Einzelhandel. Die Ausweitung 
der Ladenöffnungszeiten und die Anpassungen an 
die Kundenfrequenz hat zu zeitlichen Inanspruch-
nahmen geführt, die nur sehr schwer zu ertragen 
sind. 

Unser Manteltarifvertrag lässt eine abweichen-
de systematische Einteilung der regelmäßigen 
wöchentlichen Arbeitszeit auch ausdrücklich zu. 
Allerdings geht hier ohne die Zustimmung der 
Betriebsräte gar nichts. Schließlich brauchen die 
Beschäftigten auch ein Mindestmaß an Planungs-
sicherheit. Sie müssen wissen, wann sie ihre freien 
Tage haben, wann sie Arbeitsbeginn und Arbeits-
ende haben. Schließlich müssen sie ihren Alltag 
auch organisieren können. Sie müssen klären, wer 
Kinder in den Kindergarten bringen kann oder 
muss, wer sie wieder abholt, wie Freizeitaktivitä-
ten organisiert oder Familienarbeit geleistet wer-
den kann. Eine solche Planung braucht einen zeit-
lichen Vorlauf, insbesondere bei den immer wieder 
wechselnden Anforderungen im Einzelhandel. 

Selbst die minimalen Leitplanken unseres Tarifver-
trages sind den Arbeitgebern ein Graus. Sie wollen 

die Flexibilität und die Planungshoheit über die 
Zeit ihrer Beschäftigten ausschließlich für sich. 

Wir sind gut beraten, wenn wir auf Planungssi-
cherheit für die Beschäftigten und Mitbestimmung 
der Betriebsräte bestehen.

Wieder einmal wollen die Arbeitgeber 
mühsam erkämpfte Tarifregelungen aus-
hebeln.
In den Tarifauseinandersetzungen der vergange-
nen Jahre haben wir durch Beharrlichkeit und En-
gagement einige positive Tarifregelungen erkämp-
fen können. Damit haben wir den Besonderheiten 
der Arbeitsbedingungen im Einzelhandel Rech-
nung getragen. Dies bezieht sich insbesondere 
auf die langen Betriebsnutzungszeiten in unserer 
Branche und auf die Teilzeitarbeit. 

Die damals gefundenen Kompromisse wollen die 
Arbeitgeber jetzt wieder kippen. So sollen unsere 
Spätöffnungszuschläge für die gesamte Waren-
verräumung zukünftig nicht mehr gelten und die 
Nachtarbeitszuschläge sollen für diese Beschäftig-
ten von 55 % auf 15 % reduziert werden.

Zwangsteilzeit ist im Einzelhandel weit verbrei-
tet. Deshalb haben wir im Manteltarifvertrag eine 
Regelung getroffen, dass Teilzeitbeschäftigte, die 
regelmäßig mehr Stunden arbeiten, als sie ver-
traglich schulden (20 % mehr über 17 Wochen), 
ein Recht darauf haben, ihren Arbeitsvertrag 
aufzustocken. Selbst eine solche Regelung wird 
aktuell von den Arbeitgebern angegriffen. Dabei 
wird doch in einem solchen Fall eindrucksvoll be-
wiesen, dass die zusätzliche Arbeitszeit dauerhaft 
gebraucht wird. 

Wieder einmal wollen die Arbeitgeber 
die Belegschaften spalten.
Für Auffüllarbeiten und Kassentätigkeiten wollen 
die Arbeitgeber Entgelte bzw. Zuschlagsregelun-
gen verschlechtern. Dabei „bieten“ sie eine Be-
sitzstandgarantie für alle derzeit Beschäftigten. 
Nur neu Einzustellende sollen weniger bekom-

Tarifrunde 2013 

Wir ver.dienen das! – RESPEKT!



men. Ist dies deshalb akzeptabel? Wir sagen aus-
drücklich Nein! Unsere Erfahrung hat uns gelehrt, 
dass solche Regelungen die Beschäftigten mit 
Besitzstand häufig zu sogenannten „Altlasten“ 
macht, die man sich finanziell eigentlich nicht 
mehr leisten sollte.

Aktuell hat der Handelsverband eine sogenann-
te „Verbandsempfehlung“ ausgesprochen, dass 
die Mitgliedsunternehmen ab 1. 8. 2013 2,5 % 
mehr zahlen sollen. Viele Unternehmen folgen 
dieser Empfehlung. Selbstverständlich erfolgt die-
se Erhöhung „freiwillig als jederzeit anrechenbare 
Vorleistung, auf die kein Rechtsanspruch besteht“. 
Sie wird auf zukünftig mögliche Tarifanhebungen 
angerechnet.

Sagen wir deutlich, was dieses Arbeitge-
berverhalten ist: Eine Arbeitskampfmaß-
nahme!
Sie hoffen, dass diese Zahlung einige Beschäftigte 
davon abhält, sich weiter an Arbeitskampfaktio-
nen zu beteiligen. Sie also die Beschäftigten spal-
ten können.

Außerdem wollen sie die sogenannte „tarifliche 
Nachwirkung“ nutzen, um bei Neueinstellungen 
eventuell schon negativ Fakten zu schaffen. Hier 
sind die Betriebsräte im Rahmen der Einstellungen 
nach § 99 BetrVG gefordert, besonders aufmerk-
sam zu sein.

Auch besteht die Gefahr, dass die Arbeitgeber nun 
versuchen, eine Ablösung der tariflichen Nachwir-
kung über die Einführung neuer Vergütungssyste-
me für Verräum-, Auffüll- oder Kassiertätigkeiten 
zu organisieren. Hier ist wichtig, dass die Einfüh-
rung und Änderung von Entlohnungsgrundsätzen 
immer mitbestimmungspflichtig ist. Hier müssen 
die Betriebsräte Widerstand leisten. In solchen 
Fällen bitte sofort Kontakt zu ver.di aufnehmen. 
Es gilt unsere tariflichen Mindeststandards konse-
quent zu verteidigen.

Wieder einmal müssen wir unsere Rech-
te und Tarifverträge verteidigen.
Bisher haben in dieser Tarifrunde tausende Kol-
leginnen und Kollegen aus dem Einzelhandel ge-
streikt und damit deutlich gemacht, was sie von 
den Arbeitgebervorschlägen halten. Es wird nötig 
sein, dass wir diese Streiks fortsetzen.

Kämpfen wir für mehr Gehalt und Lohn 
und für den Erhalt unserer Regelungen 
im Manteltarifvertrag!



ver.di Informationen für Betriebsräte aus dem Einzelhandel NRWB
et

ri
eb

sr
ät

e

ver.di Informationen
für Betriebsräte aus dem Groß- und Außenhandel NRWB

et
ri

eb
sr

ät
e

Setzkasten GmbH, Kreuzbergstraße 56, 40489 Düsseldorf 
Postvertriebsstück, Deutsche Post AG, Entgelt bezahlt, 71349

Impressum:
ver.di-Landesbezirk NRW,
Fachbereich Handel
Karlstraße 123-127, 40210 Düsseldorf
Redaktion: Folkert Küpers
Cartoon: Reinhard Alff
Bilder von Dietrich Hackenberg
und Martin Petig
Produktion:
Setzkasten GmbH, Düsseldorf,
40489 Düsseldorf

–	 Die Stärkung der Rechte der Beschäftigten, 
 	 der Mitbestimmung und der Tarifautonomie.

– „Gute Arbeit“ statt prekärer Beschäftigung, 
 	 das bedeutet sozialversicherungspflichtige 
 	 Arbeit als Grundsatz.

– 	Einen flächendeckenden, gesetzlichen Min- 
	 destlohn von mindestens 8,50 Euro.

– 	Gleiches Geld für gleiche Arbeit auch bei  
	 Leiharbeit.

–	 Wirksamen sozialen Schutz für Arbeitslose.

– 	Schluss mit der Diskriminierung von Frauen.

– 	Faire Regeln für grenzüberschreitende 
	 Arbeit, dazu gehören auch Leiharbeit, 
	 Entsendung und Dienstleistungen.

– 	Bessere Mindeststandards für gute Arbeit, 
 	 insbesondere zur Arbeitszeit und zum Arbeits- 
	 schutz.

– 	Eine qualitativ hochwertige Berufsausbildung.

– 	Flexible Wege vom Erwerbsleben in die 
	 Rente und einen Ruhestand in Würde  
	 und mit finanzieller Sicherheit.

Mit Innenstadtaktionen überall in Nordrhein-
Westfalen will ver.di vom 5. – 7. September 2013 
auf die Berücksichtigung der Beschäftigten-Inter-
essen aufmerksam machen. 

Eine Woche später beteiligt sich ver.di an der bun-
desweiten Demonstration „um fair teilen – Reich-
tum besteuern“ in Bochum. 

Macht mit! Mischt euch ein! 

Zeigt Flagge für die Interessen der Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer!

  Auf nach Bochum!
Acht Tage vor der Bundestags-
wahl wollen wir erneut unse-
re Forderung „umFAIRteilen 
– Reichtum besteuern!“ un-
übersehbar und laut in die Öf-
fentlichkeit tragen – mit einer 
bundesweiten Großdemonstra-
tion in Bochum. 

Hier, im Herzen des Ruhrgebiets, 
wird wie in kaum einer anderen 
Region deutlich, wie drama-
tisch ungerecht der Reichtum 
in der Gesellschaft verteilt ist. 
Hier befinden sich viele Firmen-
sitze der reichsten deutschen 
Milliardäre – in Städten, die 
heute arm und verschuldet 
sind, die wichtige öffentliche 
Aufgaben nicht mehr erfüllen 
können. Straßen verkommen, 
Kultur- und Sporteinrichtungen 
werden geschlossen, soziale 
Leistungen gestrichen…

Wir sagen: Es reicht! Am 
14. 9. 2013 auf zum Stern-
marsch nach Bochum!

Fortsetzung Bundestagswahl 22. September 2013

Reichtum besteuernReichtum besteuern

.deumfairteilenwww.

13:00 Uhr Kundgebung - Europaplatz am Bergbau-Museum
mit Frank Bsirske (ver.di), Özlem Demirel (DIDF),
Ulrich Schneider (DER PARITÄTISCHE) und Kultur

Sternmarsch vom Schauspielhaus, Jahrhunderthaus & Massenbergstr. am HBF

14. SEPT. 2013 - BOCHUM
 11:30 UHR - BUNDESWEITE  DEMONSTRATION

V.i.S.d.P.: C. Weßling, Bündnis Umfairteilen c/o ver.di Bundesverwaltung, Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

„Da reden die in der Politik hin und her über 
den Mindestlohn doch passiert ist gar nichts. 
Dabei ist doch klar, dass von 3, 4 oder 5 €Euro 
Stundenlohn keiner leben kann. In vielen 
anderen Ländern gibt es den einheitlichen 
gesetzlichen Mindestlohn schon lange. Den 
brauchen wir in Deutschland auch.“                                                         

„Mein Kollege sagt, das in Nordrhein-
Westfalen Frauen im Durchschnitt noch 491 
Euro€und Männer noch 975 Euro€Rente er-
halten. Das geht doch nicht! Ein Leben lang 
arbeiten und dann auf Sozialhilfe angewie-
sen sein, das kann man doch nicht machen.“


